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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 469/97
Datum 16.06.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RJ 702/98
Datum 19.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 16. Juni 1998 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist unter den Beteiligten eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1949 geborene KlÃ¤gerin, die seit 1966 in der Bundesrepublik Deutschland lebt,
war hier zunÃ¤chst als Bandweberin, danach seit 1982 mit Aufsteckarbeiten in der
Kunststoffgalvanik einer Schmuckfabrik (ungelernte TÃ¤tigkeit, laut Auskunft des
Arbeitgebers Einarbeitungszeit zwei Tage) beschÃ¤ftigt. ArbeitsunfÃ¤higkeit
bestand ab 16.06.1994. Nach Operation eines Bandscheibenvorfalls LWK 4/5 am
27.06.1994 und anschlieÃ�ender Reha-MaÃ�nahmen vom 19.07.-16.08.1994 in der
Kurklinik E â�¦ (Entlassung als arbeitsunfÃ¤hig, aber mit der EinschÃ¤tzung
vollschichtiger LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r mittelschwere Arbeiten, wie auch fÃ¼r die
zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tikeit nach Rekonvaleszenz) stellte sie am 27.09.1995
wegen persistierender Beschwerden bei der Beklagten Rentenantrag. Diese holte
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einen Befundbericht und Ã¤rztliche Unterlagen des behandelnden OrthopÃ¤den
Dr.H â�¦ vom 18.10.1995 ein und beauftragte den Nervenarzt und Sozialmediziner
Dr.K â�¦ mit der Begutachtung der KlÃ¤gerin. Der SachverstÃ¤ndige erhob die
Diagnosen "Restbeschwerden nach operiertem Bandscheibenvorfall L 4/5 ohne
nachweisbare Ausfallerscheinungen, Neigung zu allergischen Hauterscheinungen".
Er vertrat die Auffassung, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes vollschichtig verrichten (Gutachten vom 14.11.1995). Mit Bescheid
vom 15.01.1996 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab mit der BegrÃ¼ndung,
die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, leichte Arbeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen oder Bewegen von Lasten (ohne
mechanische Hilfsmittel), ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken und ohne Arbeiten Ã¼ber Schulter-/KopfhÃ¶he zu verrichten
und damit mindestens die HÃ¤lfte des vergleichsweise heranzuziehenden
Arbeitseinkommens einer gesunden Vergleichsperson zu erzielen.

Mit ihrem Widerspruch berief sich die KlÃ¤gerin auf die Empfehlung einer Zeitrente
durch den Medizinischen Dienst in Bayern in dessen Begutachtung vom 07.09.1995
und legte ein Attest des OrthopÃ¤den Dr.He â�¦ vom 21.03.1996 Ã¼ber eine
erhebliche EinschrÃ¤nkung der kÃ¶rperlichen Belastbarkeit durch das
Postnukleotomiesyndrom mit ausgeprÃ¤gter FunktionseinschrÃ¤nkung und
Wurzelirritationssymptomatik vor.

WÃ¤hrend des Widerspruchsverfahrens fand in der Zeit vom 16.12.1996 bis
13.01.1997 ein Heilverfahren in F â�¦ statt, aus dem die KlÃ¤gerin mit den
Diagnosen "chronisch-vertebragenes Schmerzsyndrom; 1994 BS-OP L 4/5,
Medikamentenallergie" und der Beurteilung entlassen wurde, das nur mehr leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne hÃ¤ufiges Heben und Tragen schwerer Lasten und
ohne Ã�berkopfarbeiten sowie ohne hohes Arbeitstempo vollschichtig mÃ¶glich
seien. Die Entlassung erfolgte als arbeitsunfÃ¤hig im Hinblick auf die zuletzt
verrichtete TÃ¤tigkeit als Aufsteckerin, die nach Angaben der KlÃ¤gerin
Ã¼berwiegend im Stehen erfolgte und mit hohem Arbeitstempo verbunden war.

Eine von der KlÃ¤gerin anschlieÃ�end vorgelegte Ã¤rztliche Bescheinigung des
Internisten Dr.W â�¦ vom 11.03.1997, wonach trotz aller bisheriger therapeutischer
BemÃ¼hungen auf Dauer keinerlei Besserung der "nicht unbedingt durch
entsprechende Untersuchungen objektivierbaren" Beschwerdesymptomatik habe
erzielt werden kÃ¶nnen, ergab nach Auffassung der befragten PrÃ¼fÃ¤rztin der
Beklagten, Dr.M â�¦, keine Ã�nderung. Der Widerspruch wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 17.04.1997 zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
mit dem verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen und den Ã¤rztlicherseits geforderten
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch leichte Montier-, Sortier-, Verpacker- oder
Maschinenarbeiten verrichten.

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) machte die KlÃ¤gerin geltend, die bei
ihr vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen seien nur unzureichend berÃ¼cksichtigt
worden, die LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen lieÃ�en eine ErwerbstÃ¤tigkeit in
RegelmÃ¤Ã�igkeit nicht mehr zu.

                             2 / 10



 

Das SG zog die Schwerbehindertenakten des Versorgungsamts Augsburg bei (GdB
40 wegen "Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und
Muskelreizerscheinungen, operierte Bandscheibe, degenerative VerÃ¤nderungen",
festgestellt nach Einholung eines nervenÃ¤rztlichen und eines orthopÃ¤dischen
Gutachtens im Klageverfahren S 10 Vs 76/96 des SG Augsburg), ferner die
Unterlagen des Arbeitsamts Marktoberdorf. Aus letzteren war ersichtlich, dass sich
die KlÃ¤gerin nach Auslauf des Krankengeldes im Dezember 1995 arbeitslos
gemeldet hatte und nach amtsÃ¤rztlicher Untersuchung fÃ¼r leichte Arbeiten im
Wechsel ohne Zwangshaltungen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Zeitdruck sowie KÃ¤lte- und
NÃ¤sseeinwirkung vollschichtig einsatzfÃ¤hig gehalten worden war; die
GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld war abgelehnt worden, weil die KlÃ¤gerin
erklÃ¤rt hatte, zu einer entsprechenden TÃ¤tigkeit des allgemeinen Arbeitsmarktes
nicht in der Lage zu sein; der Widerspruch der KlÃ¤gerin war erfolglos geblieben,
zumal eine Besichtigung ihres letzten Arbeitsplatzes durch den zustÃ¤ndigen
Sachbearbeiter ergeben hatte, dass es sich bei der TÃ¤tigkeit als Aufsteckerin um
eine leichtere TÃ¤tigkeit in wechselnder KÃ¶rperhaltung (Sitzen und Stehen)
handelte, die mit dem Leistungsbild der KlÃ¤gerin vereinbar war.

Das SG holte weiter Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr.B â�¦, Dr.H â�¦,
Dr.A â�¦ und Dr.W â�¦ sowie eine Arbeitgeberauskunft vom 19.09.1997 ein.

Im Auftrag des SG erstellte der SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.Mi â�¦ unter dem
07.01.1998 ein unfallchirurgisches Gutachten, in dem er nach Untersuchung der
KlÃ¤gerin folgende Diagnosen erhob: 1. Lumbale Wurzelirritation L 5 links nach
Nukleotomie bei lumbalem Bandscheibenvorfall in HÃ¶he des Segmentes L 4/L 5. 2.
Larvierte Depression bei asthenischem Syndrom. 3. Verdacht auf ligmantÃ¤re
InstabilitÃ¤t im Lumbalsegment L 4/L 5.

Der Gutachter ging davon aus, dass es sich bei diesen Befunden um eine
Restbeschwerdesymptomatik mit chronifiziertem Charakter handele; eine
nennenswerte Ã�nderung im Vergleich zu den Voruntersuchungen konnte er nicht
feststellen. Die vermutete segmentale InstabilitÃ¤t im beschriebenen
Lumbalbereich war nach seinen ausdrÃ¼cklichen AusfÃ¼hrungen klinisch und
rÃ¶ntgentechnisch nicht nachweisbar. Wegen der Wurzelirritation L 5 links in
Verbindung mit einer dennoch nicht auszuschlieÃ�enden InstabilitÃ¤t dieses
WirbelsÃ¤ulensegments sah der Gutachter die LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
insoweit beeintrÃ¤chtigt, als sie schwere und mittelschwere Arbeiten, Akkord-,
FlieÃ�band- und taktgebundene Arbeiten sowie Arbeiten Ã¼berwiegend in
Zwangshaltung und Arbeiten mit Heben und Tragen von Lasten ohne mechanische
Hilfsmittel, mit BÃ¼cken und mit Treppen- und Leiternsteigen nicht mehr verrichten
kÃ¶nne. Da die letzte TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als Aufsteckerin nach deren Angaben
in kontinuierlich sitzender Haltung vorgenommen worden war, hielt der Gutachter
diese TÃ¤tigkeit fÃ¼r nicht mehr zumutbar, sonstige TÃ¤tigkeiten mit wechselnder
KÃ¶rperhaltung unter Ausschluss der genannten Kriterien konnten seiner
Auffassung nach dagegen vollschichtig durchgefÃ¼hrt werden. Anmarschwege von
mehr als 500 m wurden fÃ¼r zumutbar erachtet.

Die KlÃ¤gerin, die einen Antrag nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

                             3 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html


 

ausdrÃ¼cklich nicht stellte, gab in der mÃ¼ndlichen Verhandlung auf Befragen an,
nicht mehr in nervenÃ¤rztlicher oder psychotherapeutischer Behandlung zu sein,
ferner, maximal eine halbe Stunde ohne Pause arbeiten zu kÃ¶nnen.

Das SG wies die Klage mit Urteil vom 16.06.1998 ab.

Gegen diese Entscheidung wandte sich die KlÃ¤gerin mit der Berufung. Eine
BegrÃ¼ndung erfolgte zunÃ¤chst nicht. Nach Hinweisen des Senats zur Rechtslage
und Anheimstellung der BerufungsrÃ¼cknahme machte die KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã�
eine Verschlechterung geltend. Sie benannte ihre seit Ende 1997 behandelnden
Ã�rzte und Ã¼bersandte im Februar 2000 die ErklÃ¤rung Ã¼ber deren Entbindung
von der Schweigepflicht.

Der Senat holte Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr.B â�¦ vom 21.02.2000,
Dr.W â�¦ vom 17.03.2000 ("deutliche Verschlechterung seit Bandscheibenvorfall C
6/C 7 im Februar 2000") und Dr.P â�¦ vom 20.03.2000 (Verschlechterung seit 1998)
ein. Er beauftragte die SachverstÃ¤ndigen Dr.F â�¦ und anschlieÃ�end Dr.V â�¦ mit
der Erstellung von Gutachten auf orthopÃ¤dischem und neurologischem Fachgebiet.
Die SachverstÃ¤ndigen konnten in ihren Gutachten vom 07.06.2000 bzw.
10.09.2000 keine wesentlichen Ã�nderungen der rentenrechtlich relevanten
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen feststellen und gingen von einer weiterhin
bestehenden LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte vollschichtige Arbeiten mit gewissen
LeistungseinschrÃ¤nkungen aus.

Die KlÃ¤gerin wandte gegen das neurologische Gutachten ein, es enthalte MÃ¤ngel,
die sie im Einzelnen benannte. Sie regte die Einholung eines weiteren Gutachtens
an. Der Senat teilte ihr mit Schreiben vom 16.01.01 mit, das er keine weitere
Beweisaufnahme beabsichtige. Daraufhin beantragte die KlÃ¤gerin mit Schriftsatz
vom 25.01.01 die Einholung eines Gutachtens gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG von einem
noch zu benennenden SachverstÃ¤ndigen. Der Senat setzte hierfÃ¼r eine Frist bis
zum 02.03.01, die auf Antrag der KlÃ¤gerin um 14 Tage verlÃ¤ngert wurde. Mit
einem am 03.04.01 eingegangenen Schreiben benannte die KlÃ¤gerin Dr.med. R.R
â�¦ als SachverstÃ¤ndigen und gab an, Grund fÃ¼r die eingetretene VerzÃ¶gerung
sei, dass eine dritte Person das Versprechen, einen Gutachter zu vermitteln, nicht
eingehalten habe.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 16.06.1998
sowie den Bescheid der Beklagten vom 15.01.1996 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.04.1997 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Berufung unter Bezugnahme auf eine Ã¤rztliche Stellungnahme der
PrÃ¼fÃ¤rztin Dr.N â�¦ vom 15.12.2000 zu den im Berufungsverfahren eingeholten
Gutachten und den dagegen vorgebrachten Einwendungen fÃ¼r unbegrÃ¼ndet.
Gesichtspunkte, die das Vorliegen von Berufs- oder gar ErwerbsunfÃ¤higkeit
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begrÃ¼nden kÃ¶nnten, hÃ¤tten sich nicht ergeben.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten, die
Rentenakten der Beklagten und die beigezogene Akte S 10 Vs 76/96 des SG
Augsburg Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG),
sie erweist sich aber nicht als begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤gerin steht ein Anspruch auf Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht zu.

Nach Â§ 43 Abs.2 Satz 1 SGB VI in der hier noch geltenden Fassung bis zum
31.12.2000 sind Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen
Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich,
geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten herabgesunken ist. Nach Satz 2 der
o.g. Vorschrift umfasst der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, alle TÃ¤tigkeiten, die ihren
KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der
Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 Satz 4 SGB VI (in Kraft seit 08.05. 1996, aber die
bis dahin geltende Rechtslage dokumentierend) ist nicht berufsunfÃ¤hig, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Nach Â§ 44 Abs.2 Satz 1 1.Halbsatz SGB VI (Fassung bis zum 31.12.2000) sind
Versicherte erwerbsunfÃ¤hig, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben und Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt. Nach Â§ 44
Abs.2 Satz 2 Nr.2 SGB VI (ebenfalls in Kraft seit 08.05.1996 und die bisherige
Rechtslage dokumentierend) ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, wer eine TÃ¤tigkeit
vollschichtig ausÃ¼ben kann, dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Auch der Senat ist nach erneuter Beweisaufnahme zu dem Ergebnis gekommen,
dass diese Voraussetzungen bei der KlÃ¤gerin noch nicht vorliegen. Die abweisende
Entscheidung des Erstgerichts vom 16.06.1998, die sich im Wesentlichen auf das
seinerzeit eingeholte Gutachten der Drs.Mi â�¦/We â�¦ stÃ¼tzte, ist damit nicht zu
beanstanden.

Bereits diese SachverstÃ¤ndigen hatten in ihrem Gutachten nach sorgfÃ¤ltiger
Anamnese und ausfÃ¼hrlichen Untersuchungen und der Auswertung von
RÃ¶ntgenbefunden der LendenwirbelsÃ¤ule aufgrund der Diagnose einer lumbalen
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Wurzelirritation L 5 links nach Nukleotomie 1995 und unter BerÃ¼cksichtigung der
Verdachtsdiagnose einer ligamentÃ¤ren InstabilitÃ¤t im Lumbalsegment L 4/L 5 die
allgemeine LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf dem Arbeitsmarkt fÃ¼r
eingeschrÃ¤nkt gehalten und nur mehr leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit
EinschrÃ¤nkungen (keine Ã¼berwiegenden Zwangshaltungen, kein Heben und
Tragen von Lasten ohne mechanische Hilfsmittel, BÃ¼cken, Treppen- und
Leiternsteigen, keine Akkord-, FlieÃ�band- und taktgebundenen Arbeiten) fÃ¼r
mÃ¶glich gehalten. TÃ¤tigkeiten, in denen diese Kriterien berÃ¼cksichtigt werden
konnten, hatten sie allerdings fÃ¼r vollschichtig mÃ¶glich angesehen, was unter
BerÃ¼cksichtigung des Berufsbildes der KlÃ¤gerin auch fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar zur Klageabweisung gefÃ¼hrt hatte.

Die im Berufungsverfahren wegen mÃ¶glicher Verschlechterung des
Gesundheitszustandes veranlasste weitere Beweisaufnahme hat im Wesentlichen
diese EinschÃ¤tzung und Bewertung bestÃ¤tigt und trotz Hinzutretens eines
Befundes im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule eine rentenrechtlich relevante
Verschlechterung weder auf orthopÃ¤dischem noch auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet ergeben. Der OrthopÃ¤de Dr.F â�¦, bei dem die KlÃ¤gerin in der
ambulanten Untersuchung vom 05.06.2000 Ã¼ber Schmerzen in der
HalswirbelsÃ¤ule mit Ausstrahlung mehr zum linken als zum rechten Arm,
Schmerzen im Brustbein, an den Schultern, in der LendenwirbelsÃ¤ule und den
Beinen, neuerdings auch beim Treppensteigen in den Knien, klagte, kam aufgrund
ausfÃ¼hrlicher klinischer Befunderhebung, neurologischer Orientierung und
Beurteilung der von der KlÃ¤gerin mitgebrachten Befunde von vorausgegangenen
computertomographischen und kernspintomographischen Untersuchungen zu den
Diagnosen: 1. Kernspintomographisch festgestellter Bandscheibenvorfall C 6/7,
Retrospondylose C 5 bis C 7, 2. Osteochondrose L 4/5 nach Bandscheibenoperation
mit die Nervenwurzeln einbeziehendes Narbengewebe, minimale Protrusionen L 3
bis L 4 und L 5 bis S 1.

Dr.F â�¦ setzte sich in der Beurteilung dieser Beschwerden im Einzelnen mit den
Befunden des Vorgutachters Dr.Mi â�¦ auseinander. WÃ¤hrend er die von Dr.Mi â�¦
geÃ¤uÃ�erte Verdachtsdiagnose der ligamentÃ¤ren InstabilitÃ¤t L 4/5, die schon
seinerzeit nicht durch die entsprechenden Funktionsaufnahmen der
LendenwirbelsÃ¤ule nachweisbar gewesen war, fÃ¼r nicht nachvollziehbar hielt,
beschrieb er eine ausgeprÃ¤gte Bandscheibendegeneration zwischen dem vierten
und fÃ¼nften LendenwirbelkÃ¶rper, sah aber letztlich insoweit eine entscheidende
Ã�nderung im Vergleich zum Vorgutachten fÃ¼r nicht gegeben an. Auch er hielt die
kÃ¶rperliche Belastbarkeit insofern fÃ¼r eingeschrÃ¤nkt, als wegen des
Bandscheibenschadens der LendenwirbelsÃ¤ule Heben und Tragen von Lasten,
Arbeiten in gebÃ¼ckter Stellung, pausenloses Sitzen oder ununterbrochenes Stehen
ohne die MÃ¶glichkeit zum Positionswechsel nicht mehr zumutbar waren. Wegen
des von ihm selbst nicht erhobenen, aber durch mitgebrachte Befunde
kernspintomographisch festgestellten Bandscheibenvorfalls der HalswirbelsÃ¤ule
sollte die KlÃ¤gerin seines Erachtens nicht mit dauernd vor- oder rÃ¼ckwÃ¤rts
geneigtem Kopf arbeiten mÃ¼ssen. Im Ã�brigen hielt Dr.F â�¦ weitere
EinschrÃ¤nkungen nicht fÃ¼r begrÃ¼ndbar, allerdings mit dem Hinweis, dass die
von der KlÃ¤gerin vorgebrachten Beschwerden in den Schultern, Knien etc.
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aufgrund der Weigerung, sich radiologisch untersuchen zu lassen, nicht hÃ¤tten
abgeklÃ¤rt werden kÃ¶nnen. Insgesamt hielt er â�� fÃ¼r den Senat nachvollziehbar
â�� die KlÃ¤gerin seitens seines Fachgebietes fÃ¼r in der Lage, noch wenigstens
leichte Arbeiten abwechselnd im Sitzen und Stehen unter Vermeidung von KÃ¤lte,
NÃ¤sse und Zugluft vollschichtig zu verrichten, wobei EinschrÃ¤nkungen der
WegefÃ¤higkeit nicht begrÃ¼ndbar seien. Zur AbklÃ¤rung von
Nervenwurzelirritationen im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule sowie einer
mÃ¶glichen neurologischen Symptomatik der HalswirbelsÃ¤ule, gegebenenfalls
auch einer larvierten Depression, empfahl der Gutachter ein neurologisch-
psychiatrisches Gutachten.

Im Auftrag des Senats erstellte Dr.V â�¦ aufgrund einer Untersuchung der KlÃ¤gerin
vom 29.08.2000 ein entsprechendes Gutachten, wobei sie im Einzelnen die
erhobenen Allgemeinbefunde, den neurologischen sowie den psychiatrischen
Befund und das Ergebnis der apparativen Zusatzdiagnostik (Elektroneurographie,
Elektromyographie) darlegte und sich mit den von den behandelnden Ã�rzten
erhobenen Befunden sowie den aktenkundigen Vorgutachten auf orthopÃ¤dischem
und neuropsychiatrischem Gebiet auseinandersetzte. Die SachverstÃ¤ndige konnte
in der auch ihr vorgelegten Kernspintomographie der HalswirbelsÃ¤ule vom
16.02.2000 den durch Dr.Ba â�¦ zuvor diagnostizierten medio-links-lateralen
Diskusprolaps C 6/7 nicht verifizieren, da das RÃ¼ckenmark nicht verdrÃ¤ngt war
und keine Hinweise auf eine Myelomalazie zeigte und auch eine spangenfÃ¶rmige
Spondylose C 6/C 7 nicht vorlag. Statt dessen diagnostizierte die Gutachterin ein
chronisches HWS-Syndrom mit Cervikobrachialgie links mehr als rechts bei
mÃ¤Ã�iggradigen knÃ¶chernen Degenerationen der WirbelkÃ¶rper C 6 und 7 sowie
der Bandscheiben in den Segmenten C 5/6 und C 6/7 ohne Hinweis auf
Bandscheibenprolaps und cervikale Nervenwurzelkompression oder auf eine
cervikale Myelopathie (also SchÃ¤digung des Halsmarks).

Die Ã¼brigen bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen wurden von
Dr.V â�¦ wie folgt diagnostiziert: "Zustand nach Disktektomie eines sequestrierten
Bandscheibenvorfalles L 4/5 links mit L 5-WurzellÃ¤sion 6/94 und residualem
leichten sensomotorischen L 5-Wurzelkompressionssyndrom links sowie
chronischen pseudoradikulÃ¤rem LWS-Schmerzsyndrom mit Linksbetonung bei
PersÃ¶nlichkeit mit hypochondrischer Akzentuierung."

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Gutachterin an, dass sich in dem von ihr
durchgefÃ¼hrten Elektromyogramm der Kennmuskeln C 5 und C 7 beidseits sowie L
4 bis S 1 ein normaler Befund ohne Hinweis auf chronische oder aktive
Denervierungszeichen als Hinweise auf eine aktuelle oder Ã¤ltere substantielle
WurzelschÃ¤digung gezeigt habe. Besonders der unauffÃ¤llige Befund in dem
Kennmuskel der Wurzel L 5 stehe in gewisser Diskrepanz zu dem angegebenen
Beschwerdebild. Gleichfalls hÃ¤tten sich keine Hinweise auf ein Engpasssyndrom
der Armnerven (Nervus ulnaris links, Nervus medianus beidseits) gezeigt, es habe
weder klinisch noch elektrophysiologisch ein Hinweis auf ein sogenanntes Sulcus-
ulnaris-Syndrom oder ein Carpaltunnelsyndrom bestanden. An den oberen
ExtremitÃ¤ten habe sich in den Kennmuskeln C 5 und C 7 elektromyographisch ein
unauffÃ¤lliger Befund gezeigt, so dass auch hier nicht von einer substantiellen
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WurzellÃ¤sion, insbesondere auch nicht der Wurzel C 7 links ausgegangen werden
kÃ¶nne. Im Hinblick auf die Ausgestaltung der Beschwerden bei der KlÃ¤gerin ging
die Gutachterin von einer PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit mit hypochondrischen ZÃ¼gen
aus, betonte aber, dass sich kein Hinweis auf ein depressives Syndrom ergeben
habe, zumal die KlÃ¤gerin sozial integriert, aktiv und nach eigenen Angaben
stimmungsmÃ¤Ã�ig ausgeglichen sei. Die SachverstÃ¤ndige sah daher insoweit
keine Notwendigkeit fÃ¼r weitere fachÃ¤rztliche Gutachten.

Unter BerÃ¼cksichtigung der von ihr erhobenen Befunde ging auch Dr.V â�¦ von
einer weiterhin bestehenden LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte vollschichtige
Arbeiten mit mÃ¶glichst wechselndem Rhythmus im Sitzen und Stehen aus, wobei
weder Akkord- und Schichtarbeiten noch Arbeiten unter Einfluss von KÃ¤lte, NÃ¤sse
und Staub sowie unphysiologischer Haltungen besonders Ã¼ber dem Kopf und
Heben und Tragen von schweren GegenstÃ¤nden zumutbar seien. Die
UmstellungsfÃ¤higkeit auf andere als die bisher verrichteten ErwerbstÃ¤tigkeiten
wurde von der Gutachterin bejaht, eine EinschrÃ¤nkung bei der ZurÃ¼cklegung von
Wegen verneint.

Der Senat hÃ¤lt sowohl das orthopÃ¤dische Gutachten des Dr.F â�¦ als auch das
neurologische Gutachten der Dr.V â�¦ in der Befunderhebung ebenso wie in der
Beurteilung fÃ¼r in sich schlÃ¼ssig, grÃ¼ndlich und nachvollziehbar. Die von der
KlÃ¤gerin insbesondere gegen das neurologische Gutachten vorgebrachten
Einwendungen erscheinen demgegenÃ¼ber nicht erheblich.

Soweit sie die Wiedergabe ihrer bei der Untersuchung gemachten Ã�uÃ�erungen
u.a. zu einer (ehrenamtlichen) Mithilfe im Kindergarten und zu Beschwerden im
einzelnen betreffen, haben sie fÃ¼r das Ergebnis des Gutachtens letztlich keine
entscheidende Bedeutung. Der Umfang der Hilfe im Kindergarten, die wohl im
Hinblick auf soziale AktivitÃ¤t und Integration der KlÃ¤gerin ErwÃ¤hnung fand, und
die genaue Wiedergabe aller geklagten Beschwerden berÃ¼hren nicht die
Untersuchungsergebnisse und die wesentlichen Aussagen des Gutachtens, das sich
insgesamt als sorgfÃ¤ltig und in sich schlÃ¼ssig darstellt. Die Ablehnung neuerer
RÃ¶ntgenaufnahmen und einer Kontrastmitteleinnahme musste im Gutachten
erwÃ¤hnt werden, um das Unterbleiben entsprechender Untersuchungen zu
erklÃ¤ren. Ein "Vorwurf" war damit nicht verbunden. Auch die Tatsache, dass ein
zuvor vom behandelnden Arzt Dr.Ba â�¦ diagnostizierter Diskusprolaps der
HalswirbelsÃ¤ule weder auf Grund der vorgelegten Kernspintimographie vom
16.02.2000 bestÃ¤tigt noch durch eigene Untersuchung der Gutachterin verifiziert
werden konnte, spricht nicht gegen das Gutachten der Dr.V â�¦, da der von ihr
erhobene Befund nachvollziehbar begrÃ¼ndet wurde.

Die von der KlÃ¤gerin noch vorgelegten Befunde aus dem Jahre 1998 enthalten
keine Erkenntnisse, die Anlass zu weiterer SachaufklÃ¤rung gegeben hÃ¤tten. Sie
kÃ¶nnen die auf neueren Untersuchungen beruhenden Ergebnisse der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen nicht widerlegen. Zu weiteren Ermittlungen sah sich der Senat
daher nicht veranlasst. Insbesondere war dem Antrag auf AnhÃ¶rung des
Gutachters Dr.R â�¦ nach Â§ 109 SGG nicht stattzugeben, da er verspÃ¤tet erfolgte
(Â§ 109 Abs.2 SGG). Der Antrag, der im Ã�brigen bereits nach Zugehen des
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Gutachtens der Dr.V â�¦ im November 2000 hÃ¤tte geltend gemacht werden
kÃ¶nnen, wurde erst einige Zeit nach Ablauf einer dafÃ¼r gesetzten Frist und deren
VerlÃ¤ngerung durch Benennung eines Arztes im April 2001 vollstÃ¤ndig gestellt.

Mit dem ihr nach den Ã¤rztlichen Feststellungen verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen
fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit gewissen qualitativen â�� nicht aber
zeitlichen â�� EinschrÃ¤nkungen ist die KlÃ¤gerin weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig. FÃ¼r die Entscheidung der Frage, ob ein Versicherter
berufsunfÃ¤hig ist, ist von seinem "bisherigen Beruf" im Sinne des Â§ 43 Abs.2 Satz
2 SGB VI (in der hier noch geltenden Fassung vor dem 01.01.2001) auszugehen.
Dieser ist entscheidend fÃ¼r die Beurteilung der objektiven LeistungsfÃ¤higkeit und
fÃ¼r die Frage der zumutbaren VerweisungstÃ¤tigkeit. Bisheriger Beruf ist in der
Regel die der Versicherungspflicht zugrunde liegende BerufstÃ¤tigkeit, die der
Versicherte zuletzt auf Dauer verrichtet hat. Dies ist bei der KlÃ¤gerin die zuletzt
Ã¼ber lange Jahre hinweg ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit einer Aufsteckerin. Es kann hier
dahingestellt bleiben, ob sie diese TÃ¤tigkeit nach dem beschriebenen Leistungsbild
noch verrichten kann â�� dieser Meinung war der Sachbearbeiter des zustÃ¤ndigen
Arbeitsamtes, der 1996 eine Arbeitsplatzbesichtigung veranlasste und von leichter
TÃ¤tigkeit, die sowohl im Sitzen wie auch im Stehen verrichtet werden kÃ¶nne,
ausging â�� oder nicht. Sie ist in jedem Fall zumutbar auf andere leichte
TÃ¤tigkeiten verweisbar.

Die Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit bestimmt sich nach der Wertigkeit
des bisherigen Berufs. Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) hat zur
Beurteilung der Wertigkeit der verschiedenen beruflichen TÃ¤tigkeiten ein
Mehrstufenschema entwickelt, demzufolge die Berufe der Versicherten in Gruppen
aufgeteilt werden kÃ¶nnen. Diese Berufsgruppen sind ausgehend von der
Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufes
haben, gebildet worden. Die KlÃ¤gerin, die mit der TÃ¤tigkeit als Aufsteckerin im
Bereich des allgemeinen Arbeitsmarktes ohne besondere Einarbeitungszeit tÃ¤tig
war, ist ohne Zweifel der untersten Gruppe dieses Berufsschemas (ungelernte
Arbeitnehmer mit Ausbildung/Einarbeitung von weniger als drei Monaten)
zuzuordnen.

Da ein Versicherter nach der Rechtsprechung des BSG gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 Satz 2
SGB VI grundsÃ¤tzlich auf TÃ¤tigkeiten der jeweils niedrigeren Gruppe des
Berufsgruppenschemas verweisbar ist, soweit ihn dies weder nach seinem
beruflichen KÃ¶nnen und Wissen noch in seinen gesundheitlichen KrÃ¤ften
Ã¼berfordert (vgl. BSG in SozR 2200 Â§ 1246 Nrn.75 m.w.N., 86), bedeutet dies
fÃ¼r die KlÃ¤gerin, dass sie sich auf alle gesundheitlich vertrÃ¤glichen angelernten
und ungelernten TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisen lassen
muss. Anlass zur Benennung einer spezifischen VerweisungstÃ¤tigkeit besteht
nicht. Es ist davon auszugehen, dass es fÃ¼r VollzeittÃ¤tigkeiten ArbeitsplÃ¤tze in
ausreichendem Umfang gibt und der Arbeitsmarkt fÃ¼r den Versicherten offen ist
(vgl. u.a. BSG-GrS-, Beschluss vom 19.12.1996 â�� GS 2/95 in SozR 3-2600 Â§ 44
Nr.8). Auch ist im Falle der KlÃ¤gerin nicht ausnahmsweise die Benennung einer
spezifischen VerweisungstÃ¤tigkeit unter dem Gesichtspunkt erforderlich, dass eine
"schwere spezifische Leistungsminderung" oder eine "Summierung
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ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen" vorlÃ¤ge. Die FÃ¤higkeit zur
Verrichtung leichter kÃ¶rperlicher Arbeiten ist bei ihr trotz der im Einzelnen
aufgefÃ¼hrten weiteren qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht zusÃ¤tzlich
in so vielfÃ¤ltiger, auÃ�ergewÃ¶hnlicher Weise eingeschrÃ¤nkt, dass nur noch eine
theoretische MÃ¶glichkeit bestehen wÃ¼rde, einen entsprechenden Arbeitsplatz zu
erhalten.

Ob ihr allerdings ein entsprechender Arbeitsplatz tatsÃ¤chlich vermittelt werden
kann, ist rechtlich unerheblich, da bei vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten der
Arbeitsmarkt als offen anzusehen ist und das Risiko der Arbeitsplatzvermittlung
zum Bereich der Arbeitslosenversicherung und nicht zum Bereich der gesetzlichen
Rentenversicherung gehÃ¶rt.

Da die KlÃ¤gerin nach alledem seit Rentenantragstellung nicht als berufsunfÃ¤hig
im Sinne von Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. anzusehen ist, besteht erst recht keine
ErwerbsunfÃ¤higkeit, deren Voraussetzungen nach Â§ 44 Abs.2 SGB VI a.F. noch
strenger sind. Ebenso sind angesichts der noch vollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit
die Voraussetzungen der auch eine teilweise zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung
berÃ¼cksichtigenden Â§Â§ 43 Abs.2, 44 Abs.2 SGB VI in der ab 01.01.2001
geltenden Fassung nicht erfÃ¼llt.

Bei dieser Rechtslage konnte die Berufung keinen Erfolg haben. Sie war mit der
Rechtsfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
nicht nicht ersichtlich.

Erstellt am: 15.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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